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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

1. Abschnitt 
Personenkreis 

§ 1 

Wiedergutmachung nach diesem Gesetz 
erhalten Angehörige des öffentlichen 
Dienstes, die in ihrem Dienst- oder Arbeits- 
verhältnis oder in ihrer Versorgung durch 
nationalsozialistische Verfolgungs- oder Un- 
terdrückungsmaßnahmen wegen ihrer politi- 
schen Überzeugung oder aus Gründen der 
Rasse, des Glaubens oder der Weltanschau- 
ung geschädigt worden sind, sowie ihre ver- 
sorgungsberechtigten Hinterbliebenen. 

§ 2 

(1) Zu dem Personenkreis des § 1 gehören 

1. die geschädigten Beamten, Angestellten 
und Arbeiter, 

2. die geschädigten Berufssoldaten der frühe- 
ren Wehrmacht, 

3. die geschädigten Wartestandsbeamten, 
Ruhestandsbeamten und sonstigen Ver- 
sorgungsempfänger, 

4. die versorgungsberechtigten Hinterbliebe- 
nen der in Nrn. 1 bis 3 bezeichneten Per- 
sonen. 

(2) Absatz 1 findet auf Beamte, Angestellte, 
Arbeiter und Versorgungsempfänger von 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, die keine Gebiets- 
körperschaften sind (Nichtgebietskörperschaf- 
ten), sowie von Verbänden von Gebietskör- 
perschaften und Nichtgebietskörperschaften 
nur Anwendung, sofern sie durch eine von 
der Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu erlassende Rechtsverordnung 
in die Regelung dieses Gesetzes einbezogen 
werden. 


(3) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
die in Absatz 1 bezeichneten Personen, die als 
Österreicher durch die Vereinigung Öster- 
reichs mit dem Deutschen Reich die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben hatten, es sei 
denn, daß sie bei einer deutschen Behörde 
außerhalb des Landes Österreich planmäßig 
angestellt waren und dort geschädigt worden 
sind, sowie auf die Hinterbliebenen dieser 
Personen. 

§ 3 ^ 

(1) Wiedergutmachung wird nur gewährt, 
wenn der Berechtigte 

1. seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt bis zum 23, Mai 1949 im Bundes- 
gebiet befugt genommen hat, 

2. nach diesem Zeitpunkt im Anschluß an 
seine Entlassung aus Kriegsgefangenschaft 
oder aus Internierung oder an seine Aus- 
weisung oder Aussiedlung aus dem Ge- 
biet östlich der Oder-Neiße-Linie oder an 
seine Ausweisung, Aussiedlung oder Heim- 
kehr aus fremden Staaten mit Zustim- 
mung der zuständigen Behörde im Bun- 
desgebiet aufgenommen worden ist und 
hier seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt genommen hat. 

(2) Personen, die zur Abwendung einer 
ihnen unverschuldet drohenden unmittelba- 
ren Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit in 
das Bundesgebiet geflüchtet sind und nach 
dem 23, Mai 1949 hier ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt befugt genommen 
haben, können durch Entscheidung der ober- 
sten Dienstbehörde, die der Zustimmung des 
Bundesministers für Vertriebene bedarf, den 
in Absatz 1 bezeichneten Personen gleich- 
gestellt werden. 

§ 4 

Die Wiedergutmachung für Geschädigte, 
die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt im Ausland haben, bleibt besonderer 
gesetzlicher Regelung Vorbehalten. 
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11. Abschnitt 

Wiedergutmachungsanspruch 

1. Voraussetzungen und 
AusschlieiJungsgründe 

§ 3 

(1) Wiedergutmachung wird unter den in 
§ 1 bezeichneten Voraussetzungen für fol- 
gende Schädigungen gewährt 

1. bei Beamten und Berufssoldaten 

a) Beendigung des Dienstverhältnisses auf 
Grund Strafurteils, 

b) Entfernung aus dem Dienst, 

c) Entlassung ohne Versorgung oder mit 
gekürzter Versorgung, 

d) vorzeitige Versetzung in den Ruhe- 
stand, 

e) Versetzung in den Wartestand, 

f) Versetzung in ein Amt oder auf einen 
Dienstposten mit niedrigerem End- 
grundgehalt, 

g) unterbliebene Beförderung, auch in- 
folge Nichtzulassung zu vorgeschrie- 
benen Prüfungen, 

2. bei Versorgungsempfängern 

a) Entziehung der Versorgungsbezüge, 

b) Kürzung der Versorgungsbezüge, 

3. bei Angestellten und Arbeitern 

a) Entlassung, 

b) vorzeitige Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses, 

c) Ablehnung der Übernahme in das 
Beamtenverhältnis trotz Vorliegens 
der Voraussetzungen. 

(2) Als Entlassung, vorzeitige Versetzung in 
den Ruhestand oder Entziehung der Versor- 
gungsbezüge im Sinne des Absatzes 1 gelten 
auch Maßnahmen, die die gleiche Folge kraft 
Gesetzes hatten. 

§ 6 

Bei Maßnahmen auf Grund folgender Aus- 
nahmegesetze wird vermutet, daß es sich um 
eine Verfolgungs- oder Unterdrückungsmaß- 
nahme im Sinne des § 1 gehandelt hat: 

1. §§ 2 bis 4 des Gesetzes zur Wiederher- 
stellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 (RGBL I S. 175) in der Fas- 
sung der Gesetze vom 23. Juni, 20. Juli 
und 22. September 1933 (RGBl.I S. 389, 
518, 655), vom 22. März, 11. Juli und 


28. September 1934 (RGBl. I S. 203, 604, 
845) sowie Verordnung vom 16. April 
1940 (RGBl. I S. 666), 

2. Reichsbürgergesetz vom 15. September 
1935 (RGBl. I S. 1146) sowie § 4 Absatz 2 
der Ersten Verordnung zum Reichsbür- 
gergesetz vom 5. Dezember 1935 (RGBL I 
S. 1333), § 2 der Siebenten Verordnung 
zum Reichsbürgergesetz vom 5. Dezember 
1938 (RGBL I S. 1751) und § 10 der Elften 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 

25. November 1941 (RGBL I S. 722), 

3. §§ 57, 59, 72 und 101 Absatz 2 letzter 
Satz des Deutschen Beamtengesetzes vom 

26. Januar 1937 (RGBl.I S. 39), 

4. Nr. 72 Absatz 1 der Besoldungsvorschrif- 
ten vom 15. Mai 1940 (RBB. S. 139) in 
der Fassung vom 8. August 1943 (RBB. 

S. 167). 

S 7 

Ein Einverständnis des Geschädigten mit 
der schädigenden Maßnahme steht einer Wie- 
dergutmadiung nicht entgegen, wenn es 
durch Drohung oder andere Umstände ver- 
anlaßt war. 

§ « 

(1) Ausgeschlossen von der Wiedergut- 
machung sind geschädigte Angehörige des 
öffentlidien Dienstes und ihre versorgungs- 
berechtigten Hinterbliebenen, die 

1. Mitglied der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen waren oder 

2. den Nationalsozialismus gefördert haben 
oder 

3. rechtskräftig wegen eines begangenen Ver- 
brechens oder Vergehens zu einer Strafe 
verurteilt worden sind, die eine Beendi- 
gung des Dienst- oder Arbeitsverhält- 
nisses oder den Verlust der Versorgungs- 
bezüge nach sich gezogen hätte, es sei 
denn, daß das Urteil kraft Gesetzes als 
aufgehoben gilt oder im Wiederaufnahme- 
verfahren oder in einem sonstigen gesetz- 
lich geregelten Verfahren aufgehoben ist. 

Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die in- 
folge von Drohungen lediglich nominell der 
NSDAP oder einer ihrer Gliederungen, bei- 
getreten sind, können ausnahmsweise beim 
Vorliegen besonderer Umstände Wiedergut- 
machungsansprüche zugebilligt werden, wenn 
sie wegen ihrer ablehnenden Haltung gegen- 
über dem Nationalsozialismus weiterverfolgt 
und wesentlich benachteiligt wurden. 


3 



(2) Die Wiedergutmachung ist ferner aus- 
geschlossen, wenn eine gleiche Maßnahme 
aus beamten- oder tarif rechtlichen Gründen 
gerechtfertigt gewesen wäre. 

2. Umfang 
a) Beamte 
§9 

(1) Ein entlassener oder vorzeitig in den 
Ruhestand versetzter Beamter (§ 5), der die 
gesetzliche Altersgrenze noch nicht erreicht 
hat und noch dienstfähig ist, hat Anspruch 
auf bevorzugte Wieder anstellung, wenn er 
die sonstigen allgemeinen Voraussetzungen 
für die Berufung in das Beamtenverhältnis 
erfüllt. 

(2) Dem Geschädigten ist die Rechtsstellung 
und die Besoldung zu gewähren, die er bei 
regelmäßigem Verlauf seiner Dienstlaufbahn 
voraussichtlich erreicht hätte, wenn er nicht 
entlassen oder vorzeitig In den Ruhestand 
versetzt worden wäre. Für unterbliebene An- 
stellungen oder Beförderungen, die von der 
Ablegung einer Prüfung abhängig sind, Ist 
ihm Gelegenheit zur nachträglichen Able- 
gung der Prüfung zu geben, wenn nicht Im 
Hinblick auf das Lebensalter und die nach- 
gewiesene Befähigung und Erprobung des 
Beamten für das höhere Amt auf die Able- 
gung der Prüfung verzichtet werden kann. 
Die Zeit zwischen der Entlassung oder vor- 
zeitigen Versetzung In den Ruhestand und 
der Wiederanstellung Ist ruhegehaltfähig. 

(3) Sind Planstellen der nach Absatz 2 er- 
forderlichen Art bei dem Dienstherrn nicht 
vorgesehen, so kann der Geschädigte auch in 
einer Planstelle mit geringerem Endgrund- 
gehalt innerhalb seiner Laufbahn wiederan- 
gestellt werden; er hat in diesem Falle An- 
spruch auf Dienstbezüge und Amtsbezeich- 
nung, wie wenn er gemäß Absatz 2 angestellt 
worden wäre. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für Beamte, die In den Wartestand versetzt 
worden sind (§ 5). 

§ 10 

(1) Bis zur Wiederanstellung erhält der Ge- 
schädigte (§ 9) als Ruhestandsbeamter das 
Ruhegehalt, das ihm zustehen würde, wenn 
er wiederangestellt und aus dem neuen Amt 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Ruhe- 
stand getreten wäre. Das gleiche gilt, wenn 
die Wiederanstellung aus beamtenrechtlichen 
Gründen unterbleibt. 


(2) Stimmt der Geschädigte einer Wieder- 
anstellung nach § 9 Absatz 3 nicht zu, so ist 
er im Ruhestande zu belassen; er erhält als- 
dann als Ruhegehalt bis zur Erreichung der 
Altersgrenze oder bis zürn Eintritt der Dienst- 
unfähigkeit die vollen sich aus § 9 Absatz 2 
ergebenden Dienstbezüge. Die gleiche Er- 
höhung des Ruhegehalts tritt ein, wenn dem 
Geschädigten innerhalb dreier Monate nach 
Anerkennung des Wiedergutmachungsan- 
spruchs (§ 25) keine der Vorschrift des § 9 
entsprechende Wiederanstellung angeboten 
worden ist. 

§ 11 

(1) Hat der Geschädigte (§ 9) vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes die gesetzliche 
Altersgrenze erreicht oder ist er dienstun- 
fähig geworden, so wird ihm als Ruhestands- 
beamten das Ruhegehalt gewährt, das ihm 
zugestanden hätte, wenn er bis zu diesem 
Zeitpunkt im Dienst verblieben wäre. Dabei 
sind Beförderungen, die der Beamte bei regel- 
mäßigem Verlauf seiner Dienstlaufbahn vor- 
aussichtlich erlangt hätte, zu berücksichtigen. 

(2) Ist die Dienstunfähigkeit infolge einer 
nationalsozialistischen Verfolgungs- oder 
Unterdrückungsmaßnahme eingetreten, so 
wird das Ruhegehalt so berechnet, wie wenn 
der Beamte bis zur Erreichung der Alters- 
grenze im Dienst verblieben wäre. 

§ 12 

Bei einem auf Zeit gewählten oder ernann- 
ten Beamten wird unterstellt, daß er bis zum 
Ablauf der Amtsperiode, längstens jedoch bis 
zum Eintritt der Dienstunfähigkeit oder bis 
zu seinem Tode im Amt verblieben wäre. 

§ 13 

Das sich nach den §§ 10 bis 12 ergebende 
Ruhegehalt ist auch der Bemessung der Hin- 
terbliebenenbezüge zu Grunde zu legen. § 11 
Absatz 2 gilt entsprechend, wenn der Beamte 
infolge einer nationalsozialistischen Verfol- 
gungs- oder Unterdrückungsmaßnahme ver- 
storben ist. 

§ 14 . 

Für Beamte, die in ein Amt mit geringerem 
Endgrundgehalt versetzt worden sind (§ 5), 
und Ihre Hinterbliebenen gelten die §§ 9 
Absätze 2 und 3, 11 und 13 entsprechend. 

§15 

Einem Beamten, dessen Beförderung un- 
terblieben ist (§ 5), ist Wiedergutmachung 
durch Nachholung der Beförderung zu ge- 
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währen, die er bei regelmäßigem Verlauf 
seiner Dienstlaufbahn voraussichtlich erlangt 
hätte. § 9 Absatz 2 Satz 2, § 11 und § 13 gel- 
ten entsprechend. 

§ 16 

Beamte, die infolge Strafurteils oder 
Dienststrafurteils aus dem Dienst ausgeschie- 
den oder entfernt worden sind (§ 5), gelten 
im Sinne der §§ 9 bis 13 als entlassene Be- 
amte. Die Wiedergutmachung nach diesen 
Vorschriften setzt voraus, daß das Urteil 

1. kraft Gesetzes als aufgehoben gilt oder 

2. im Wiederaufnahmeverfahren oder in 
einem sonstigen gesetzlich geregelten Ver- 
fahren aufgehoben ist. 

§ 17 

Ruhestandsbeamten sowie Witwen und 
Waisen, denen das Ruhegehalt oder das Wit- 
wen- oder Walsengeld ganz oder teilweise 
entzogen worden ist (§ 5), haben Anspruch 
auf Wiedergewährung der entzogenen Ver- 
sorgungsbezüge. 

§ 18 

(1) Die Versorgung gemäß den §§ 10 bis 
17 regelt sich nach dem Recht des Dienst- 
herrn, gegen den sich der Wiedergut- 
machungsanspruch richtet. 

(2) Soweit der Bund wiedergutmachungs- 
pflichtig ist, finden die versorgungsrecht- 
lichen Vorschriften des für die Bundesbeam- 
ten geltenden Beamtengesetzes Anwendung. 
Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemes- 
sen sich nach den Besoldungsordnungen A 
undB ohne die für die Polizeivollzugsbeamten 
früher geltenden Untergruppen (Fußnoten). 

§ 19 

(1) Für die Zeit vom 1. April 1950 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wird eine Ent- 
schädigung In Höhe der sich nach den §§ 10 
bis 18 ergebenden Versorgungsbezüge ge- 
währt. 

(2) In den Ländern geltende Rechtsvor- 
schriften und Verwaltungsanordnungen, die 
die Gewährung einer Entschädigung für ent- 
gangene Bezüge aus der Zeit vor dem 1. April 
1950 vorsehen, bleiben unberührt, soweit ein 
Land oder eine der Landesaufsicht unter- 
stehende Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts nach diesem Gesetz 
zur Wiedergutmachung verpflichtet ist. 


b) Berufssoldaten 
§ 20 

(1) Auf die Wiedergutmachungsansprüdie 
der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht 
sowie ihrer Hinterbliebenen finden die §§ 9, 
10 Absatz 1, §§ 11 bis 19 entsprechende An- 
wendung mit folgender Maßgabe: 

1. Die noch dienstfähigen Berufssoldaten 
sind nach Möglichkeit in einem Amt an- 
zustellen, für das sie die erforderlichen 
Kenntnisse besitzen oder sich in einer an- 
gemessenen Einarbeitungszeit verschaffen 
können. 

2. Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be- 
messen sich nach den Besoldungsord- 
nungen A und B; die Einreihung in diese 
Besoldungsordnungen richtet sich nach 
der als Anlage beigefügten Tabelle. 

(2) Zur früheren Wehrmacht gehören so- 
wohl die Wehrmacht im Sinne des Wehrge- 
setzes vom 21. Mai 1935 (RGBl. I S. 609) wie 
die alte Wehrmacht (Heer, Marine, Schutz- 
truppe) und die Reichswehr. 

c) Angestellte und Arbeiter 
§ 21 

(1) Auf die Wiedergutmachungsansprüche 
der Angestellten und Arbeiter, die einen ver- 
traglichen Anspruch auf Versorgung nach 
beamtenrechtlidien Grundsätzen oder auf 
Ruhelohn haben oder ohne die Schädigung 
erlangt haben würden, finden die Vorschrif- 
ten der §§ 9 bis 19 entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Für die übrigen Angestellten und Ar- 
beiter gilt § 9 entsprechend. 

(3) Arbeiter und Angestellte, die trotz 
Vorliegens der Voraussetzungen nicht in das 
Beamtenverhältnis übergeführt worden sind, 
sollen unter sinngemäßer Anwendung des § 9 
Absatz 2 Satz 2 nachträglich In das Beam- 
tenverhältnis übergeführt werden. Das Be- 
soldungsdienstalter und die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit sind so festzusetzen, wie wenn der 
Angestellte oder Arbeiter rechtzeitig in das 
Beamtenverhältnis übergeführt worden wäre. 

IIL Absdinitt 
Wiedergutmachungspflidit 

§ 22 

(1) Zur Wiedergutmachung verpflichtet 
ist der Dienstherr, in dessen unmittelbarem 
Dienstbereich die Schädigung stattgefunden 
hat. 
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(2) Ist die Schädigung durch eine Dienst- 
stelle des Reichs oder einer sonstigen Ge- 
bietskörperschaft oder Nichtgebietskörper- 
schaft bewirkt worden, die seither wegge- 
fallen ist oder ihren Sitz außerhalb des Bun- 
desgebiets hat, so ist wiedergutmachungs- 
pflichtig der Dienstherr, der die Aufgaben 
der Dienststelle im Bundesgebiet ganz oder 
überwiegend welterführt. Werden die Auf- 
gaben weder ganz noch überwiegend von 
einem Dienstherrn im Bundesgebiet weiter- 
geführt, so trifft die Wiedergutmachungs- 
pflicht den Bund. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
der Geschädigte im Bundesgebiet im öffent- 
lichen Dienst als Beamter auf Lebenszeit oder 
auf Zeit verwendet wird oder nach dem 8. 
Mai 1945 bis zum Eintritt in den Ruhestand 
verwendet worden ist; in diesem Falle trifft 
die Wiedergutmachungspflicht den derzeiti- 
gen oder letzten Dienstherrn. 

(4) Ob eine Dienststelle, gegebenenfalls 
welche, die Aufgaben im Sinne des Absatzes 
2 weiterführt, entscheiden im Zweifelsfalle 
die Bundesminister des Innern und der Finan- 
zen. 

§ 23 

Wird ein Geschädigter, dessen Wiedergut- 
machungsanspruch sich gegen den Bund rich- 
tet, von einem anderen Dienstherrn im Bun- 
desgebiet als Beamter auf Lebenszeit oder auf 
Zeit wiederangestellt, so erstattet der Bund 
bei Eintritt des Versorgungsfalls die Versor- 
gungsbezüge zu dem Teil, der dem Verhält- 
nis der bis zur Wiederanstellung zurückge- 
legten ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu der 
gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit, nach 
vollen Jahren berechnet, entspricht. 

IV. Abschnitt 
Verfahren 
§ 24 

(1) Wiedergutmachung wird nur auf An- 
trag gewährt. 

(2) Der Antrag ist binnen einer Ausschluß- 
frist von sechs Monaten nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes oder nach späterem 
Zuzug (§ 3 Absatz 1 Nr. 2 und Absatz 2) bei 
der für den Wohnort zuständigen Anmelde- 
behörde oder, wenn der Geschädigte sich im 
öffentlichen Dienst befindet, bei der Anstel- 
lungsbehörde oder der dieser entsprechenden 
Verwaltungsstelle zu stellen. Antragsberech- 
tigt sind der Geschädigte, sein gesetzlicher 
Vertreter und seine versorgungsberechtigten 


Hinterbliebenen. Die Frist gilt auch als ge- 
wahrt, wenn der Antrag rechtzeitig bei einer 
unzuständigen Behörde gestellt ist. 

(3) Ist die in Absatz 1 genannte Frist ver- 
säumt, so schließt das den Antrag auf Wieder- 
gutmachung nicht aus, wenn der Geschädigte 
glaubhaft macht, daß er ohne sein Verschul- 
den verhindert war, den Antrag fristgerecht 
einzureichen. 

(4) Eines Antrags bedarf es nicht, wenn 
der Berechtigte seinen Wiedergutmachungs- 
anspruch bereits auf Grund der bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Rechts- 
vorschriften oder Verwaltungsanordnungen 
angemeldet hat. 

§ 25 

Die Behörde, bei der der Antrag auf Wie- 
dergutmachung gestellt ist oder an die der 
Antrag zur Bearbeitung abgegeben wird, hat 
alle für die Entscheidung erheblichen Tat- 
sachen zu ermitteln. Nach Klärung des 
Sachverhalts legt sie den Antrag mit ihrer 
Stellungnahme der zuständigen obersten 
Dienstbehörde oder Verwaltungsstelle des 
wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn 
vor. 

§ 26 

(1) Die Entscheidung über die Wiedergut- 
machung trifft die oberste Dienstbehörde 
oder Verwaltungsstelle (§ 25), soweit nicht 
nach den in den Ländern geltenden Rechts- 
vorschriften oder Verwaltungsanordnungen 
eine andere Behörde zuständig ist. 

(2) Die Entscheidung ist zu begründen. Aus 
der Begründung muß hervorgehen, auf 
Grund welcher Tatsachen und Beweismittel 
der Wiedergutmachungsanspruch anerkannt 
oder abgelehnt wird und in welchem Um- 
fange Wiedergutmachung zu gewähren ist. 

(3) Die Entscheidung ist dem Antragsteller 
zuzustellen. 

(4) Gegen eine Entscheidung, durch die der 
Wiedergutmachungsanspruch ganz oder teil- 
weise abgelehnt wird, ist der Verwaltungs- 
rechtsweg . zulässig, soweit nicht die in den 
Ländern geltenden Rechtsvorschriften oder 
Verwaltungsanordnungen für Wiedergut- 
machungsansprüche gegen das Land oder eine 
der Landesaufsicht unterstehende Körper- 
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlidien 
Rechts einen anderen Rechtsweg vorsehen. 
Die Frist zur Beschreitung des Rechtsweges 
beträgt drei Monate seit Zustellung der ange- 
fochtenen Entscheidung. 
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§ 27 

(1) Wird der Wiedergutmachungsanspruch 
auf § 16 gestützt, so ist in den Fällen des § 16 
Satz 2 Nr. 2 die Entscheidung (§ 26) auszu- 
setzen, bis das schädigende Urteil aufgehoben 
ist. Entsprechendes gilt, wenn der Wiedergut- 
machung ein Urteil im Sinne des § 8 Absatz 1 
Nr. 3 entgegensteht. 

(2) Solange für den Bereich eines Dienst- 
herrn eine Regelung über die Beseitigung 
strafrechtlicher oder dienststrafrechtlicher 
Maßnahmen nicht getroffen ist, stehen diese 
Maßnahmen einer Wiedergutmachung des 
erlittenen Schadens nicht entgegen. 

V. Abschnitt 
Zahlungsvorschriften 

§ 28 

Die Zahlung der laufenden Versorgungs- 
bezüge beginnt mit dem Ersten des Monats, 
in dem der Antrag auf Wiedergutmachung 
gestellt worden ist. Anträge, die innerhalb 
dreier Monate nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestellt werden, gelten als in diesem 
Zeitpunkt gestellt. Im Falle des § 24 Absatz 4 
beginnt die Zahlung der laufenden Versor- 
gungsbezüge mit Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes. 

§ 29 

(1) Die als Wiedergutmachung zu gewäh- 
renden Zahlungen werden, soweit der Bund 
wiedergutmachungspflichtic^ ist und keine für 
die Zahlung zuständige Bundesdienststclle 
besteht, von dem Lande, in dem der Berech- 
tigte seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt hat, für Rechnung des Bundes ge- 
leistet. 

(2) Auf die Wiedergutmachungsleistungen 
werden Versorgungsbezüge, Vorschüsse auf 
solche, Zuwendungen, Unterhaltsbeträge und 
ähnliche Zahlungen, die der Berechtigte für 
den gleichen Zeitraum bereits erhalten hat, 
angerechnet. 

§ 30 

Sind für die Zeit vom 1. April 1950 ab 
Zahlungen von einem anderen als dem nach 
§ 22 wiedergutmachungspflichtigen Dienst- 
herrn geleistet worden, so sind sie von dem 
wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn 
bis zu der Höhe zu erstatten, in der sie nach 
diesem Gesetz zu leisten wären. 


VI. Absdinitt 
Verwirkung 

§ 31 

(1) Die Wiedergutmachung kann ganz 
oder teilweise versagt oder entzogen werden, 
wenn 

1. ein Geschädigter, der die gesetzliche Al- 
tersgrenze noch nidit erreicht hat und 
noch dienstfähig ist, nach Geltend- 
machung seines Wiedergutmachungsan- 
sprudis schuldhaft einer Aufforderung zur 
Wiederaufnahme seines Dienstes in einer 
den Erfordernissen des § 9 Absatz 2 ent- 
sprechenden Beschäftigung innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nicht nach- 
kommt oder 

2. ein Geschädigter wissentlich oder grob 
fahrlässig falsche oder irreführende An- 
gaben über die Schädigung gemacht, ver- 
anlaßt oder zugelassen oder zum Zwecke 
der Täuschung sonstige für die Entschei- 
dung erhebliche Tatsachen verschwiegen, 
entstellt oder vorgespiegelt hat oder 

3. ein Geschädigter einem Zeugen, einem 
Sachverständigen oder einem Mitglied 
der über die Wiedergutmachung entschei- 
denden Stelle Geschenke oder andere Vor- 
teile anbietet, verspricht oder gewährt, 
um ihn zu einer falschen Aussage, einem 
falschen Gutachten oder zu einer Hand- 
lung zu bestimmen, die eine Verletzung 
seiner Dienst- oder Amtspflicht enthält. 

(2) § 25 findet Anwendung. 

VII. Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 32 

(1) Die in den Ländern und im Bereich der 
ehemaligen Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes geltenden Rechtsvor- 
schriften oder Verwaltungsanordnungen 
über die Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts werden aufgehoben, so- 
weit sie sich auf die Angehörigen des Öffent- 
lichen Dienstes beziehen. Dies gilt nicht für 
die in den §§ 19 Absatz 2 und 26 Absätze 1 
und 4 genannten Bestimmungen sowie für 
Bestimmungen über die Wiedergutmachung 
für Geschädigte, die ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Ausland haben; eine 
Aufhebung oder Änderung derartiger Bestim- 
mungen bleibt der Landesgesetzgebung über- 
lassen. 
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(2) Soweit Wiedergutmadiungsfälle der in 
§ 1 bezeidineten Personen vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch Anerkennung des 
Wiedergutmachungsanspruchs abschließend 
günstiger als nach diesem Gesetz geregelt sind 
oder eine Verwirkung des Wiedergut-» 
machungsanspruchs eingetreten ist, behält es 
hierbei sein Bewenden. 

(3) Ist ein entlassener oder vorzeitig in den 
Ruhestand versetzter Beamter auf Lebens- 
zeit (§ 5) nach dem 8. Mai 1945 mindestens 
ein Jahr in einem Amt mit höheren als den sich 
aus § 9 Absatz 2 ergebenden Dienstbezügen 
verwendet worden, so sind ihm die höheren 
Dienstbezüge auch bei Wiederanstellung in 
einer Planstelle mit geringerem Endgrundge- 
halt zu gewähren. Entsprechendes gilt für die 
Bemessung des Ruhegehalts. 


§ 33 

Finden auf Grund dieses Gesetzes Ver- 
fahren ihre Erledigung, so bleiben Gebühren 
und Auslagen außer Ansatz, 

§ 34 

Dieses Gesetz findet auch auf wiedergut- 
machungsberechtigte Personen Anwendung, 
die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt in Berlin (West) haben, sofern das Land 
Berlin eine gleichartige gesetzlidie Regelung 
trifft und die Verpflichtungen übernimmt, 
die nach diesem Gesetz insbesondere nach 
§ 22 den Ländern obliegen, auch soweit 
die wiedergutmachungsberechtigten Personen 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
im Bundesgebiet haben. 

§ 35 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in 
Kraft. 
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